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Auf ihrer diesjährigen Herbstkonferenz haben sich die Flüchtlingsräte 

der Bundesländer und PRO ASYL mit den geflüchteten und auf der 

Flucht befindlichen Menschen aus Afghanistan solidarisiert. 

Neben der Aufnahme der so genannten Ortskräfte fordern wir die Er-

möglichung des Familiennachzugs und das Bleiberecht für die bereits 

in Deutschland lebenden Afghan:innen. 

Tausende Afghan:innen wenden sich derzeit in der verzweifelten Hoffnung 

an uns, einen Ausweg aus der lebensbedrohlichen Lage und Schutz im Aus-

land zu finden. Die Bundesregierung hat es unterlassen, besonders be-

drohten Menschen rechtzeitig eine sichere Fluchtperspektive zu eröffnen 

und ihre Evakuierung aus Afghanistan umzusetzen. Statt Notfallpläne zu 

entwickeln und die bedrohten Menschen rechtzeitig mit Papieren zu ver-

sehen, wurden bis zuletzt Abschiebungen durchgesetzt. 

Trotz dieser verantwortungslosen Politik wird es auch in Zukunft bedroh-

ten Menschen gelingen, den Taliban zu entkommen. Dabei geht es nicht 

nur um die so genannten Ortskräfte, sondern auch um andere bedrohte 

Afghan:innen und insbesondere um die Familienangehörigen von bereits 

in Deutschland lebenden Afghan:innen. In Deutschland leben tausende 

Menschen aus afghanischen Communities, es gibt selbstorganisierte 

Strukturen und Beratungsnetzwerke, schon allein deshalb trägt Deutsch-

land eine besondere Verantwortung bei der Aufnahme von geflüchteten 

Menschen aus Afghanistan. 

Martin Arnold vom Flüchtlingsrat Thüringen: "Es ist jetzt notwendig, die 

Flüchtenden konkret zu unterstützen, und die Voraussetzungen für Ihre 

Flüchtlingsräte fordern Aufnahme, Familiennach-

zug und Bleiberecht für Afghan:innen 
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Aufnahme zu schaffen. Außerdem muss endlich der Familiennachzug er-

möglicht werden." Unsere Forderungen: 

1. Die Einreise der etwa 40.000 sogenannten Ortskräfte und ihrer Familien-

angehörigen muss ermöglicht werden.  

2. Der Familiennachzug zu afghanischen Geflüchteten in Deutschland darf 

nicht länger, wie bereits seit Jahren von uns und auch von UNHCR kritisiert, 

verzögert oder ganz blockiert werden. 

3. Gebraucht werden außerdem humanitäre Aufnahmeprogramme von 

Bund und Ländern mit dem Ziel, die genannten Gruppen sowie afghani-

sche Geflüchtete aus den umliegenden Ländern, schnell und unbürokra-

tisch in Deutschland aufzunehmen. 

4. Sofortiger und bedingungsloser Abschiebestopp und sicheres Bleibe-

recht für alle afghanischen Staatsangehörigen in Deutschland, deren Asyl-

gründe bislang nicht anerkannt und die zur Ausreise aufgefordert wurden.  

5. Visa-Anträge müssen bei jeder deutschen Auslandsvertretung ange-

nommen werden, hierfür muss das Personal in den Botschaften muss auf-

gestockt werden. Zudem dürfen keine Originaldokumente aus Afghanistan 

zum Nachweis von familiären Bindungen oder Sprachnachweise für Ehe-

partner:innen eingefordert werden, sondern muss vielmehr für die Vi-

sumserteilung eine Globalzustimmung des Innenministeriums reichen.  

"Aufnahme, Familiennachzug und Bleiberecht dürfen dabei nicht an der 

mangelnden Zuständigkeit von Auslandsvertretungen, an nicht beschaff-

baren Dokumenten, an Verpflichtungserklärungen oder an einem vereng-

ten Familienbegriff scheitern", so Arnold weiter.  

 

https://www.nds-fluerat.org/50180/aktuelles/gefaehrdete-menschen-aus-afghanistan-aufnehmen-landesaufnahmeprogramm-auflegen/
https://www.augsburger-allgemeine.de/politik/Familiennachzug-UNHCR-draengt-Berlin-zu-Erleichterungen-fuer-afghanische-Fluechtlinge-id60431476.html

